
 

Strafgesetzbuch (StGB) 
 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998 
(Bundesgesetzblatt Teil I Seite 3322), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

1. September 2005 (Bundesgesetzblatt Teil I Seite 2674) 
- Auszug - 

§ 90b [Verfassungsfeindliche Verunglimpfung von 
Verfassungsorganen] 

(1) Wer öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten von Schriften 
(§ 11 Absatz 3) ein Gesetzgebungsorgan, die Regierung oder das 
Verfassungsgericht des Bundes oder eines Landes oder eines ihrer Mitglieder in 
dieser Eigenschaft in einer das Ansehen des Staates gefährdenden Weise 
verunglimpft und sich dadurch absichtlich für Bestrebungen gegen den Bestand 
der Bundesrepublik Deutschland oder gegen Verfassungsgrundsätze einsetzt, 
wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 
(2) Die Tat wird nur mit Ermächtigung des betroffenen Verfassungsorgans oder 
Mitglieds verfolgt. 
 

§ 105 [Nötigung von Verfassungsorganen] 

(1) Wer 
1. ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes oder einen seiner 

Ausschüsse, 
2. die Bundesversammlung oder einen ihrer Ausschüsse oder 
3. die Regierung oder das Verfassungsgericht des Bundes oder eines Landes 

rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt nötigt, ihre 
Befugnisse nicht oder in einem bestimmten Sinne auszuüben, wird mit 
Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren. 
 

§ 106 [Nötigung des Bundespräsidenten und von Mitgliedern eines 
Verfassungsorgans] 

(1) Wer 
1. den Bundespräsidenten oder 
2. ein Mitglied 

a) eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder eines Landes, 
b) der Bundesversammlung oder 
c) der Regierung oder des Verfassungsgerichts des Bundes oder eines 

Landes 
rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit einem empfindlichen Übel 
nötigt, seine Befugnisse nicht oder in einem bestimmten Sinne auszuüben, wird 
mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
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(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr bis 
zu zehn Jahren. 
 

§ 106a [weggefallen] 

 

§ 106b [Störung der Tätigkeit eines Gesetzgebungsorgans] 

(1) Wer gegen Anordnungen verstößt, die ein Gesetzgebungsorgan des Bundes 
oder eines Landes oder sein Präsident über die Sicherheit und Ordnung im 
Gebäude des Gesetzgebungsorgans oder auf dem dazugehörenden Grundstück 
allgemein oder im Einzelfall erlässt, und dadurch die Tätigkeit des 
Gesetzgebungsorgans hindert oder stört, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Die Strafvorschrift des Absatzes 1 gilt bei Anordnungen eines 
Gesetzgebungsorgans des Bundes oder seines Präsidenten weder für die 
Mitglieder des Bundestages noch für die Mitglieder des Bundesrates und der 
Bundesregierung sowie ihre Beauftragten, bei Anordnungen eines 
Gesetzgebungsorgans eines Landes oder seines Präsidenten weder für die 
Mitglieder der Gesetzgebungsorgane dieses Landes noch für die Mitglieder der 
Landesregierung und ihre Beauftragten. 
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